
liehen Rechtsverkehr zu regeln. Sie sind ein Ausdruck 
des erfolgreichen Bemühens unseres Staates um die 
Vertiefung der Zusammenarbeit mit den sozialistischen 
Bruderländern und um die Erweiterung der Beziehun­
gen zu den uns freundschaftlich verbundenen anti­
imperialistischen Nationalstaaten2.

Der Rechtshilfevertrag mit der Mongolischen 
Volksrepublik

Der Abschluß dieses Vertrags ist ein Beitrag zur Ver­
wirklichung der in Art. 10 des Vertrags über Freund­
schaft und Zusammenarbeit zwischen der DDR und 
der Mongolischen Volksrepublik vom 12. September 
1968 (GBl. I S. 348) eingegangenen Verpflichtung, Ver­
träge zur Regelung der Zusammenarbeit auf den ver­
schiedensten Gebieten des gesellschaftlichen Lebens 
abzuschließen. Der Vertrag stimmt in Umfang und In­
halt voll und ganz mit den bisher von der DDR abge­
schlossenen Rechtshilfeverträgen überein. Seine Syste­
matik entspricht der des Rechtshilfevertrags mit der 
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien vom
20. Mai 19673; sie zeichnet sich im Interesse einer ein­
facheren Handhabung des Vertrags durch eine stren­
gere, komplexe Gliederung der verschiedenen Rechts­
gebiete aus.
Im einzelnen regelt der Vertrag den Umfang des 
Rechtsschutzes der Staatsbürger und juristischen Per­
sonen beider Staaten, die gegenseitige Unterstützung 
der Rechtspflegeorgane der Vertragspartner durch Lei­
stung von Rechtshilfe in Zivil-, Familien- und Straf­
sachen, die kollisionsrechtlichen Bestimmungen in 
Zivil- und Familiensachen, den Verkehr in Urkunds­
sachen, die Anerkennung und Vollstreckung von Ent­
scheidungen sowie die Auslieferung von Personen und 
die Übernahme der Strafverfolgung. Darüber hinaus 
wird die gegenseitige Information der Vertragspartner 
über die geltende Gesetzgebung und Fragen ihrer An­
wendung vereinbart.

Umfang des Rechtsschutzes

Art. 1 des Vertrags sichert den Bürgern und juristi­
schen Personen der Vertragspartner zur Wahrnehmung 
ihrer persönlichen und Vermögensrechte die rechtliche 
Gleichstellung und den freien Zutritt zu den Gerich­
ten und anderen Organen- zu, die auf dem Gebiet des 
Zivil-, Familien- und Strafrechts zuständig sind. Ent­
sprechende Anträge können auch im Wege der Rechts­
hilfe durch das Gericht am Ort des Antragstellers 
aufgenommen und weitervermittelt werden (Art. 5). 
Die übrigen Bestimmungen des Teils I des Vertrags 
regeln die Voraussetzungen für die Befreiung von der 
Sicherheitsleistung und die Kastenbefreiung im gericht­
lichen Verfahren.

Rechtshilfe in Zivil-, Familien- und Strafsachen
Teil II des Vertrags legt die gegenseitige Unterstützung 
der Rechtspflegeorgane in Zivil- und Familiensachen 
fest. Die Rechtshilfe in Strafsachen wird in Teil VII 
geregelt, in dem auch die Auslieferung behandelt 
wird.
Die Gewährung von Rechtshilfe umfaßt die Zustellung 
von Schriftstücken und die Durchführung der ver­
schiedenartigen Prozeßhandlungen, die in Art. 8 und 67 
beispielhaft aufgezählt sind. Hervorgehoben sei, daß

2 vgl. die Begründung der Gesetzentwürfe zu beiden Verträ­
gen durch den Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister­
rates und Minister der Justiz, Dr. Wünsche, in der Volkskam­
mer am 24. September 196», Stenografische Niederschrift der 
14. Tagung der Volkskammer (5. Wahlperiode), S. 545 f.
3 Vgl. Vertrag zwischen der DDR und der Sozialistischen Föde­
rativen Republik Jugoslawien über den Rechtsverkehr in Zi­
vil-, Familien- und Strafsachen vom 20. Mai 1966 (GBL 1967 I 
S. 8).

gemäß der Formulierung des Art. 8 die Beschaffung von 
Gutachten durch den anderen Vertragspartner bzw. 
dessen Unterstützung bei der Fertigung von Gutachten 
eine Rechtshilfehandlung ist, die nur durch Einschal­
tung des zuständigen Gerichts des betreffenden Ver­
tragspartners veranlaßt werden kann.
Beachtlich ist auch die Festlegung des Art. 14 Abs. 3, 
wonach das in Anspruch genommene Gericht ver­
pflichtet ist, Maßnahmen zur Ermittlung der Anschrift 
der im Rechtshilfeersuchen benannten Person zu treffen, 
wenn diese unter der angegebenen Anschrift nicht auf­
findbar ist.
Bezüglich der im Rechtsverkehr mit der Mongolischen 
Volksrepublik zu verwendenden Sprache empfiehlt es 
sich, den mit einem Ersuchen zu übersendenden Unter­
lagen Übersetzungen in die russische Sprache beizu­
fügen (Art. 10).
Der sich im Zusammenhang mit der Gewährung von 
Rechtshilfe ergebende Schriftverkehr .wird über die 
zentralen Rechtspflegeorgane der Vertragspartner ge­
leitet. Das bedeutet, daß die Gerichte und Staatlichen 
Notariate alle Ersuchen über das Ministerium der 
Justiz und die Ermittlungsorgane alle Ersuchen über 
den Generalstaatsanwalt der DDR zu leiten haben 
(Art. 9 und 68).
Art. 69, der das freie Geleit von Zeugen und Sachver­
ständigen regelt, enthält in Abs. 3 eine Festlegung über 
die den geladenen Zeugen und Sachverständigen zu­
stehende Kostenerstattung und Vergütung durch das 
ersuchende Gericht. Das sind insbesondere Erstattung 
der Reise- und Aufenthaltskosten sowie Lohnausfall. 
Sachverständige haben daneben einen Anspruch auf 
ein Gutachterhonorar:

Kollisionsrechtliche Bestimmungen
Der Vertrag enthält umfangreiche Regelungen hinsicht­
lich der in Zivil- und Familiensachen anzuwendenden 
Rechtsnormen und entsprechende Zuständigkeitsbestim­
mungen, die Geltung haben, wenn an Rechtsverhält­
nissen Bürger beider Staaten beteiligt sind.
Im Prinzip wurde als Anknüpfung für das anzuwen­
dende materielle Recht die Staatsbürgerschaft der am 
Rechtsverhältnis Beteiligten gewählt, ln den Fällen, in 
denen die Parteien eine unterschiedliche Staatsbürger­
schaft haben, wird an das Recht des Staates ange­
knüpft, dessen Gericht zur Entscheidung der Sache 
angerufen wurde, bzw. an den Wohnsitz der Parteien 
oder an den des Antragstellers. Diese Kombination der 
verschiedenen Anknüpfungsprinzipien, die sich in lang­
jähriger Praxis auf der Grundlage der bisher von 
der DDR abgeschlossenen Rechtshilfeverträge voll be­
währt hat, ermöglicht den Gerichten die praktische 
Lösung der verschiedenartigen Konfliktfälle.
Im einzelnen regelt der Vertrag das anzuwendende 
materielle Recht hinsichtlich
— der Geschäftsfähigkeit einer Person, der Rechts­

fähigkeit juristischer Personen, der Verschollenheits­
erklärung, der Todeserklärung und der Feststellung 
der Tatsache des Todes (Art. 25 bis 27),

— der materiellen Voraussetzungen und der Form für 
die Eheschließung (Art. 28),

— der persönlichen und vermögensrechtlichen Bezie­
hungen der Ehegatten (Art. 29 und 30),

— der Ehescheidung (Art. 31 und 32) und der Ehenich­
tigkeit (Art. 33),

— der Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kin­
dern (Art. 34 bis 36),

— der Annahme an Kindes Statt (Art. 37 und 38),
— der Vormundschaft und Pflegschaft (Art. 39 bis 42),
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